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W ir leben in einem ›Interregnum‹. 
Allem Anschein nach erweist sich die letzte 
Amtszeit der Kanzlerin Angela Merkel als gerade-
zu lehrbuchartiger Fall einer politischen Über-
gangsperiode. Darin erleben wir eine politische 
Konjunktur, die einerseits noch durch Deutungs-
muster und Praktiken einer beendeten Periode 
bearbeitet wird. Andererseits sind die Herausfor-
derungen deutlich andere als die, an denen sich 
politische Instrumente bisher erprobt und be-
währt haben. Wir sind ganz klar in einem 
›danach‹, aber ebenso in einem ›noch nicht‹.  

Eine wichtige Rolle spielte die Aufarbeitung 
derartiger Umbrüche in den ›Gefängnisheften‹ 
des italienischen Marxisten und KommunistIn-
nen-Anführers Antonio Gramsci. Dankenswert-
erweise hat Rune Møller Stahl unter Berücksich-
tigung der relevanten, an Gramsci anschließen-
den soziologischen und polit-ökonomischen Lite-
ratur den Begriff des Interregnums für zeitgenös-
sische Fragestellungen rekonstruiert. Interregna 
können Stahl zufolge lang Bestand haben, solange 
sie kein hegemoniales Gleichgewicht als neue 
›Normalphase‹ ablösen können. Vom hegemonia-
len Gleichgewicht, besser noch einem für selbst-
verständlich geltenden Kräfteverhältnis wiede-
rum können wir dann sprechen, wenn das politi-
sche Spielfeld zugunsten einer bestimmten sozia-
len Kraft (oder Koalition von Kräften) geneigt ist. 
Es geht dabei nicht um einen widerspruchsfreien, 
alle politischen MitspielerInnen erfassenden 
›Konsens‹, sondern um eine weithin erfolgreiche 
Setzung mittel- und langfristig gültiger politi-
scher Prämissen, um Definitionsmacht über Inte-
ressen und Bündniskonstellationen, die plausib-
ler und notwendiger als andere erscheinen. Es 
geht um eine Konstellation, in der bestimmte 
Kämpfe aussichtsreicher, gerechtfertigter, ange-
messener erscheinen als andere. Der ›Nukleus‹ von 
Hegemonie umgreift die dynamischen Veränderun-
gen der gesellschaftlichen Arbeitsteilung, treibt die 
Verschiebungen, die dadurch in den politische Hand-
lungsfähigkeiten, den Artikulations-, Organisations- 
und Konfliktfähigkeiten ausgebildet werden, voran. 
Wer mit der Hegemonie im Rücken redet, scheint 
für das Gemeinwohl zu sprechen. Wiederum auf 
Gramsci aufbauend hat Rune Møller Stahl ein 
Raster von Anhaltspunkten vorgeschlagen, durch 
das sich Interregna im Sinne gesellschaftlicher, 
ökonomischer und politischer Umbruchsperioden 
analysieren und mit Hegemoniephasen verglei-
chen lassen. 

Erster Anhaltspunkt ist die Anordnung sozia-
ler Kräfte. In einer Phase des hegemonialen 
Gleichgewichts würde man einigermaßen stabile 
soziale Blöcke antreffen, d. h. eine hinreichende 
Koordination sowohl der Eliten (horizontal), als 
auch zwischen diesen und der Masse der Bevölke-
rung (vertikal) festhalten können. Im Interreg-
num hingegen erleben wir die Neuanordnung 
(engl. ›Realignment‹) sozialer Kräfte, tradierte 
Bündnisse zerbrechen, neue werden geschlossen, 
oft im Gefolge neuer politischer Streitfragen. Ein 
weiterer Anhaltspunkt sind laut Stahl Institutio-
nen. Bleiben sie in Phasen hegemonialer Stabilität 
eher unbeweglich und werden bestenfalls schritt-
weise weiterentwickelt, so prägt sie während ei-
nes Interregnums Instabilität, ein Verblassen ih-
rer Macht oder eine schwindende Akzeptanz fest-
gefahrener innerer und äußerer Vorgänge. Wei-
terhin verändern sich unterm Interregnum die 
Triebkräfte und Anordnungen politischer Ausei-
nandersetzungen. Während in Zeiten hegemonia-
ler Stabilität die prägenden politischen Konflikte 
problemlos auf einem Links-Rechts-Schema ab-
gebildet werden können und im Wesentlichen 
von politischen Profis ausgefochten werden, erle-
ben wir in Übergangsphasen eine breite Politisie-
rung innerhalb der gesamten Sozialstruktur, mit 
mehr und heftigeren politischen Alltagsgesprä-
chen, dem Bedeutungsgewinn sozialer Bewegun-
gen oder ungewöhnlichen charismatischen Leitfi-
guren jenseits professioneller Politik. Aber auch 
die politischen Parteien als Trägerinnen wichtiger 
politischer Machtzirkel wandeln sich. Erschienen 
ihre inneren Vorgänge während der hegemonia-
len Phase vielen eher uninteressant, zerrinnt im 
Interregnum das Bild der Parteien als geschlosse-
ner Einheiten. Innere Widersprüche und Rich-
tungskämpfe werden offensichtlicher. Sie erleben 
Aus- oder Eintrittswellen und sehen sich häufiger 
im Scheinwerferlicht der Öffentlichkeit.  

Zwei weitere Anhaltspunkte lege ich anders an 
als Stahl. Seinen Anhaltspunkt der 
›hegemonialen Projekte‹ verwerfe ich, weil er mir  
zu voluntaristisch, d.h. willensgesteuert er-
scheint, um ihn auf komplexe Verhältnisse sinn-
voll anwenden zu können. Nur selten kann man 
politischen Vorhaben eine solche Reichweite zu-
ordnen. ›Hegemonieprojekte‹ sind deswegen m.E. 
keine sinnvolle Standardkategorie. Stattdessen 
halte ich es für naheliegend und analytisch ge-
winnbringend, nach dem Entwicklungspfad zu 
fragen, den praktizierte politische Strategien mit-
prägen können. Er zielt auf das niemals völlig 
steuerbare Zusammenwirken wirtschaftlicher 
Aktivitäten eines Landes (zwischen Haushalten, 
Unternehmen, Staat sowie mit dem Ausland) so-
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wie dem Stoffwechsel zwischen Mensch und Na-
tur einerseits und andererseits den politischen 
Anstrengungen, diese Vorgänge in eine bestimm-
te, gewünschte Richtung zu beeinflussen. Außer-
dem spreche ich lieber von Ideologien und ideolo-
gischen Mächten statt wie Stahl global von 
›Ideen‹. Überdies erscheint es mir im Unterschied 
zu Stahl zu stark, für Phasen hegemonialer 
Gleichgewichte von einem ideologischen 
›Konsens‹ zu sprechen. Hinreichend ist in solchen 
Konjunkturen vielmehr, durch politische Einbin-
dung potentieller Konkurrenz oder ihrer Vor-
schläge, durch Verschiebung und Verdrängung 
von Konflikten denkbare politische Meinungsver-
schiedenheiten rechtzeitig kleinzuarbeiten oder 
von der Tagesordnung als ›existenziell‹ fernzu-
halten, bevor sie das Gleichgewicht empfindlich 
stören können. Das Interregnum wiederum wird 
dann daran erkennbar, dass die gerade aufgeführ-
ten Befriedungsmethoden nicht mehr greifen, die 
Konflikte als offene und ungelöste wahrgenom-
men werden. Dazu zählten jüngst Sachfragen u.a. 
zum Strukturwandel, zum Generationenvertrag 
oder zu gleichwertigen Lebensverhältnissen. 

U nübersehbar lassen sich die Verhältnis-
se in der Bundesrepublik vor der Corona-
Pandemie mit diesem Raster als Interregnum 
analysieren. Wir erlebten WählerInnen-
Wanderungen von den früheren Volksparteien zu 
den Bündnisgrünen sowie zur AfD, als auch Ver-
schiebungen innerhalb der Parteien (Ablösung 
Angela Merkels und Rückzug Annegret Kramp-
Karrenbauers nach nur einem Jahr, Urwahl in der 
SPD, Überlagerung der vormals nachgerade heili-
gen Strömungsparität bei den Bündnisgrünen, 
neue Strömungsarchitektur in der LINKEN). In 
der Öffentlichkeit wurden vormals sekundäre po-
litische Themen und Konflikte (Migration, Klima) 
und die darüber mobilisierten Bewegungen 
(›Unteilbar‹, ›Fridays for Future‹ u. a.) prominent. 
Gleichzeitig besichtigten wir die Selbstblockade 
und den radikalen Wandel in wichtigen instituti-
onellen Bastionen der Bundesrepublik – wie eine 
geschrumpfte schwarz-rote Koalition gegenüber 
einem bunt zusammengesetzten Bundesrat und 
die seltene Einigkeit in der Politik, ein Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts, hier gegen die EZB, 
zurückzuweisen.  

Daraus ergeben sich aus meiner Sicht zwei zu-
sammenhängende Fragen. Die erste: Wie könnte 
in Deutschland ein neues Gleichgewicht aussehen 
und um welche Instanz als Angelpunkt könnte es 

kreisen? Die zweite: Wie umfassend wäre der 
Wandel, den das neue Gleichgewicht gegenüber 
dem alten tatsächlich hervorruft? Beide Fragen 
müssen m. E. zusammengestellt werden, weil 
selbst auf augenscheinlich krasse Erschütterun-
gen oft genug neue Ordnungen im Modus des 
›alten Weins in neuen Schläuchen‹ gestiftet wur-
den. Die wahrscheinlichste Kandidatin, die einen 
neuen parteipolitischen, sozialen und ideologi-
schen Gleichgewichtszustand bilden könnte, 
stellt die Partei Bündnis 90/Die Grünen. Vor ihren 
coronabedingten Verlusten hatten sich die Bünd-
nisgrünen in Wahlen und Umfragen nah an die 
geschwächten Unionsparteien herangerobbt. Sie 
sind umso stärker, je jünger die WählerInnen-
schaft ist, was bedeutet, dass sie viele Menschen 
in der prägenden Phase ihrer politischen Soziali-
sierung erreichen. Weiterhin sind sie neben der 
SPD die einzige Partei, die im derzeitigen Sieben-
Parteien-System mit allen politischen Kräften 
außer der AfD Koalitionsbereitschaft, -akzeptanz 
und -erfahrung hat. In den nächsten Jahren wer-
den überdies die Themen bestimmend, bei denen 
man den Bündnisgrünen die größte Kompetenz 
und Glaubwürdigkeit zuschreibt. 

GAB ES EINEN ›MERKELISMUS‹? 

Um abschätzen zu können, wie groß der Wandel 
vom alten in ein etwaiges, grün geprägtes politi-
sches Kräfteverhältnis tatsächlich wäre, muss 
man zunächst die vergangene Konstellation in 
ihren spezifischen Anordnungen politisch-
sozialer Kräfte, Institutionen, Ideologien, Partei-
en und Konflikten einkreisen. Ich bin nach wie 
vor überzeugt, dass mindestens für die Phase zwi-
schen Mitte/Ende 2008 bis Mitte/Ende 2015 von 
einer Konjunktur des Merkelismus gesprochen 
werden kann. Das zielt nicht auf ein ideologisch 
kohärentes, strategisch kalkuliertes Vorhaben des 
politischen Gesellschaftsumbaus, was ebenso für 
den offensichtlichen Vergleichskandidaten, den 
Thatcherismus, gilt. In der Konjunktur, die den 
Merkelismus geprägt hat, kristallisieren sich vier 
Momente heraus, die in der Realität aufs engste 
miteinander verbunden waren, deren analytische 
Unterscheidung jedoch, wie im Folgenden gezeigt 
wird, nötig und sinnvoll ist. 

Strategisches Moment: Die Methode Angela 
Merkels war gegenüber der deutschen Öffentlich-
keit und den (potentiellen) WählerInnen durch 
einen Imperativ der Konfliktvermeidung für den 
Machterhalt geprägt. Ihm wurde genüge getan 
teils durch technokratisches ›Durchwursteln‹ und 
verschiedentliche Anpassungen an sich verän-
dernde Umstände, oder durch das Verhalten der 
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politischen Konkurrenz. Auch das außenpoliti-
sche Auftreten wurde von den Erwägungen in-
nenpolitischer Konfliktvermeidung gesteuert. 
Wenn es die Kanzlerin jedoch als notwendig an-
sah, trieb ihre Machtbewusstheit sie ebenso zu 
weitreichenden Reformen. Insofern hat Angela 
Merkel tatsächlich - wie 2005 angekündigt - 
›durchregiert‹, allerdings um den Preis, ihren Ge-
staltungsanspruch erheblich zurückzufahren.  

Gesamtgesellschaftlich/öffentliches Moment: 
Ins Auge sticht während des Merkelismus die im 
internationalen Vergleich erstaunlich lange er-
folgreiche Abschirmung der deutschen Politik von 
den dicht aufeinanderfolgenden inneren und äu-
ßeren Umwälzungen (Finanz- und Eurokrise, 
Atomenergiestreit, Militärinterventionen) und 
daraus erwachsenden Konfliktpotentialen.  

Ideologisches Moment: nach innen, weit in die 
Poren der deutschen Gesellschaft hinein, prägte 
diese Konjunktur ein selten explizit programmati-
scher, pragmatischer Sozialliberalismus. Nach 
außen dominierte hingegen ein Ausspielen geopo-
litischer Machtgefälle bis hin zum Aufzwingen 
neoliberaler Anpassungspolitik in Europa, bei 
gleichzeitiger militärischer Zurückhaltung sowie 
dem Verzicht auf offen artikulierte Führungsan-
sprüche. 

Imaginäres Moment: Merkel wurde über das 
für Regierungschefs übliche Maß hinaus selbst 
zum politischen ››Verdichtungssymbol‹‹ (Murray 
Edelman). Eine Vielzahl von widersprüchlichen 
Projektionen aus der Bevölkerung verdichteten 
sich im Bild der Bundeskanzlerin. Ihr werden irr-
tümlich viele Veränderungen im ›Modell 
Deutschland‹ zugeschrieben, die sich anderen Ak-
teurInnen und tieferliegenden Umbrüchen ver-
danken. Anlässlich Merkels Ehrung in Harvard 
bemerkte ein Spitzenpolitiker der SPD treffend, 
Merkel werde dort geehrt für dieselben Dinge, für 
die ihre eigene Partei sie kritisiere und die von der 
SPD gegen Merkels Widerwillen hatten durchge-
setzt werden müssen (FAZ, 3.6.2019). Eine intime 
Verbindung besteht zwischen der Sicht auf Mer-
kel als Deutschlands ›personifizierter Schutz-
schirm‹ (Manfred Müllner) sowie als Hüterin des 
Landes als eines ›bedrohten Paradieses‹ (Rheingold-
Institut) auf der einen und dem heftigen Stim-
mungsumschlag ab der Flüchtlingskrise auf der 
anderen Seite, als die Kanzlerin Zielscheibe von 
Unzufriedenheit, Verratsgefühlen und Abscheu 
wurde. 

D ass es so weit kommen und so lange 
anhalten konnte, dafür gab es notwendige und 
hinreichende Voraussetzungen. Im Zusammen-
hang mit der Finanzkrise 2008 ff., konnte sich 
Deutschland in Windeseile auf Politikmuster zu-
rückbesinnen, die man noch kurz zuvor als veral-
tet und unwirksam abgetan hatte: Zum einen be-
sann man sich auf die ›korporatistische‹ Form der 
Politikabstimmung, die Beschäftigungsverluste 
durch Nutzung von Kurzarbeit verhindern konn-
te, zum anderen legte man zwei Konjunkturpro-
gramme auf, die auf ökologischen und damit in-
dustriepolitischen, strukturellen Umbau verzich-
teten. Hinzu kam eine gehörige Portion Glück, da 
im Krisenausbruch die Nachfrage aus den Schwel-
lenländern nach genau der Art von Investitions-
gütern und langlebigen Konsumgütern beantwor-
tet wurde, auf die Deutschland spezialisiert ist. 
Deutschlands schnelle wirtschaftliche Genesung 
trug zunächst der Exporterfolg, ab Mitte der Zeh-
ner-Jahre kamen die Wachstumsbeiträge stärker 
vom Konsum, u.a. dank hoher Tarifabschlüsse im 
verarbeitenden Gewerbe und im öffentlichen 
Dienst. Hinzu kam die fiskalische Entlastung 
durch massive Zinsersparnisse, die Deutschland 
dank Finanz- und Eurokrise zuteil wurden. So 
konnten alle Merkel-Regierungen ab 2009 trotz 
ihrer Politik der ›schwarzen Null‹ politisch mobi-
lisierungsfähige Klientele entlasten oder besser 
stellen, ohne empfindliche Verteilungskämpfe 
lostreten oder moderieren zu müssen. Neben die-
sen notwendigen Voraussetzungen, bestand die 
wichtigste hinreichende Voraussetzung für die 
›merkelistische‹ Konjunktur im Fehlen größerer 
gesellschaftlicher Bewegungen gegen die Grund-
ausrichtung der vorherrschenden Politik. Merkels 
Konfliktfähigkeit geriet nie in einen Stresstest. Ihr 
Regierungsstil beruhte ab Ende 2008 auf dem po-
litischen Tauschverhältnis ››Ich lasse Euch in Ru-
he, Ihr lasst mich regieren‹‹ (Albrecht von Lucke). 
Dies gelang jedoch nur dank sich Merkels Vorge-
hen anpassender und ihm unterordnender Kon-
kurrenzparteien und politischer Kräfte. Insofern 
gibt es einen innigen Zusammenhang zwischen 
der sich völlig entwaffnenden und in die Abhän-
gigkeit der Merkel-CDU gebenden SPD, der in-
haltlichen Entleerung der CDU und der fast im-
mer zu schwachen und verschieden scheiternden 
Herausforderung dieses ›Mitte-Blocks‹ durch ab-
weichende und oppositionelle politische Kräfte 
(DIE LINKE, Piratenpartei, AfD vor Ende 2015).  

Weder Entstehung, noch Dauer oder Ende des 
Merkelismus entsprangen allein strategischer 
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Klugheit der Kanzlerin. ›Merkelismus‹ wird rück-
blickend erkennbar als ein sich wechselseitiges 
stabilisierendes Wirkungsgeflecht, in dem Merkel 
nicht die unbewegte Bewegerin, aber Angelpunkt 
des politischen Gleichgewichts war, weil sie tat, 
was sie den Regierten schuldig zu sein glaubte und 
was ihnen gegenüber konfliktfrei durchsetzbar 
erschien. Die Bevölkerung erkannte sich im Be-
schlossenen wieder oder wurde vor der Flücht-
lingskrise davon selten soweit aufgebracht, dass 
sie sich dafür oder dagegen hätte mobilisieren las-
sen. Der ›Merkelismus‹ ist insofern für andere 
Einteilungen politischer Perioden aufschluss-
reich, als er dazu anhält, selbstgestiftete Anteile 
des Erfolgs von fremdgestifteten zu unterschei-
den. 
 

ÄHNLICHKEITEN UND UNTERSCHIEDE 

›MERKELISTISCHER‹ UND GRÜNER KON-

JUNKTUR 

Auf die abgelaufene ›merkelistische‹ und die 
denkbare grüne Konjunktur angewendet, zeigen 
sich anhand des eingangs eingeführten Ver-
gleichsrasters bemerkenswerte Überschneidun-
gen wie auch deutliche Unterscheide, unbeant-
wortete Fragen inklusive. 

Im Hinblick auf die sozialen Kräfte, auf die sich 
eine stabile Phase begründet, sind gegenüber dem 
Merkelismus Kontinuitäten zu erwarten. Was die 
selbstgestifteten Wirkungen angeht, so wurde in 
den Merkel-Jahren der Rückbau sozialstaatlicher 
Sicherungen nach der Finanz- und Wirtschafts-
krise im Wesentlichen gestoppt. Durch den Min-
destlohn, die Rente ab 63, die ›Mütterrente‹ u.a. 
Maßnahmen wurden Ansprüche gegen die Ar-
beitgeber und die Sozialversicherungen sogar aus-
geweitet. Auch drehte sich tarifpolitisch im verar-
beitenden Gewerbe und im öffentlichen Dienst 
der Wind zugunsten der Beschäftigten. Mit dem 
Ausbau öffentlicher Dienstleistungen vor allem 
im Sorgebereich schuf die Politik eine beträchtli-
che Klientel, die ein politisch leicht aktivierbares 
Interesse an Ausdehnung, Qualitätsverbesserung 
und Entgeltbefreiung (bspw. bei Kitas, Kindergär-
ten, Ganztagsschulbetreuung) sozialstaatlicher 
Angebote hat. Es gibt auf keiner politischen Ebene 
mehr bündnisfähige Kräfte, die sich einem Mehr 
an Kitas, Pflegediensten, Ganztagsschulen, Be-
treuungseinrichtungen o. ä. entgegenstellen. Zum 
funktionierenden ›politischen Tausch‹ von Ruhe 
gegen Regierbarkeit (s. o.) hat in der Ära Merkel 
auf Seite der fremdgestifteten Wirkungen sicher-
lich beigetragen, dass sich die Unternehmensver-
bände gegenüber den Bundesregierungen trotz 

manchem Geraune 
gefügig verhielten. 
Hinter Deregulie-
rungsforderungen 
wurde kaum Druck 
aufgebaut. Auch die 
Gewerkschaften 
verhielten sich ab 
Beginn der Zehner-
Jahre eher ruhig. 
Ihre tarifpolitischen 
Fortschritte wurden 
nicht von politi-
scher Offensive, ge-
schweige denn von 
Konfrontation mit 
den Merkel-
Regierungen begleitet. Dazu hatten sie nach der 
Finanzkrise auch wenig Anlass, da Merkel in ihrer 
Koalition mit der FDP 2009-2013 neoliberale Her-
zensanliegen wie die Kopfpauschale im Gesund-
heitswesen ohne viel Aufheben beerdigte.  

In einem neuen politischen Gleichgewicht, bei 
dem die sozialen Kräfte um die Bündnisgrünen als 
Angelpunkt kreisen, könnte auch eine neue Klien-
tel entstehen, sozialstrukturell aus einem 
›begrünten‹ Entwicklungspfad des Landes er-
wachsend (s. u.). Unklar bleibt allerdings bislang, 
wie die Kosten für den ökologischen Pfadwechsel 
verteilt werden. Unklar ist auch, ob der vorhande-
ne Wille bei den Bündnisgrünen, den Zugang zu 
Wohlfahrtszuwächsen inklusiver zu verteilen, mit 
entsprechender Konfliktbereitschaft vor allem 
gegen die ArbeitgeberInnen im unübersichtlichen 
Bereich privater Dienstleistungen mit seinen z. T. 
hoch prekären Arbeits- und Entlohnungsbedin-
gungen unterlegt ist. Hier fällt auf der selbstge-
stifteten Seite noch ins Gewicht, dass die Mitglie-
der-Ansprache der Bündnisgrünen trotz aller 
Häutungen der einstmaligen Anti-Parteien-Partei 
immer noch eine aktivistische ist. Schon auf der 
Webseite von Bündnis 90/Die Grünen wird man 
begrüßt mit dem auffällig video-bebilderten Slo-
gan ››Die Zukunft änderst Du hier‹‹ (Stand An-
fang 2020). Das dürfte die Einstellung vieler der 
zehntausenden neuen Grünen-Mitglieder anspre-
chen, und dadurch hängt die Frage, wie viele und 
welche Konflikte es geben wird, zum erheblichen 
Teil an der politischen Subjektivität der Grünen-
Basis: Sind sie bereit, zur Durchsetzung ihrer fort-
schrittlicheren Forderungen auch Konflikte aus-
zufechten, und wenn ja, mit wem? Auf der Seite 
fremdgestifteter Effekte fällt sofort auf, dass den 
Bündnisgrünen derzeit sowohl von Seiten der Un-
ternehmensverbände, als auch seitens der Ge-
werkschaften Gesprächs- und Verhandlungsbe-
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reitschaft 
entgegen-
kommt. 
Wichtiges 
Unterpfand 
des grünen 
Angelpunktes 
sind zudem 
die Dispositi-
onen ihrer 
WählerInnen. 
Nachweislich 
weist das grü-
ne Elektorat 
nicht nur 
höchste De-

mokratiezufriedenheit und geringe Zukunfts-
angst, sondern auch über die verschiedenen 
(kommunalen, landes-, bundes- und EU-
bezogenen) Wahlgänge hinweg große Neigung 
zur Stimmabgabe auf. Darauf können sich die 
Bündnisgrünen absehbar verlassen. 

PROBLEME BEIM WECHSEL AUF EINEN 

›BEGRÜNTEN‹ ENTWICKLUNGSPFAD 

Wie stark sich der Entwicklungspfad der deut-
schen politischen Ökonomie verändert, daran 
wird ablesbar sein, wie weit sich bereits Kräfte-
verhältnisse, Handlungs- und Veränderungsbe-
reitschaften in der Tiefe der Gesellschaft zuguns-
ten grüner Themen und Anliegen verschoben ha-
ben. Am stärksten verdichtet sich das in der für 
die Bündnisgrünen identitätsstiftenden Frage des 
Umstiegs auf eine umwelt- und klimafreundliche 
Produktions- und Verkehrsweise, die in den um-
kämpften Feldern von Energie- und Mobilitäts-
wende konkret wird. Wie Claudia Kemfert und 
Weert Canzler schreiben, geht es dabei nur ober-
flächlich um technische und wirtschaftliche Her-
ausforderungen. Energie- und Verkehrswende 
berühren mit Wohnen und Individual- wie Kol-
lektivmobilität Bereiche, die unmittelbar den All-
tag betreffen und bei denen viele sensibel auf 
Preis- und Angebotsänderungen reagieren.  

Damit sind zugleich wichtige Mittel der Dis-
tinktion im Wettbewerb um soziale Wertschät-
zung betroffen – die wie eine schöne Wohnung, 
das schicke Auto oder exotischer Urlaub als Sta-
tussymbole fungieren. In genau ebenjenen Berei-
chen, die umzubauen zur Erreichung der Klima-
ziele unverzichtbar ist, stößt man in Deutschland 
auf die Automobilindustrie, die Energiekonzerne, 
die Immobilienwirtschaft, auf VermieterInnen 
und Eigenheimbesitzende, deren organisierte In-

teressen im bisherigen Entwicklungspfad struktu-
rell fest verankert sind. Schließlich verweisen 
Kemfert und Canzler auf Probleme, die sich spezi-
fisch aus der Übergangsphase zwischen dem bis-
herigen und dem neuen, ›begrünten‹ Entwick-
lungspfad ergeben: der Strukturwandel verur-
sacht Transaktionskosten, suboptimale Lösungen, 
neben GewinnerInnen gibt es auch VerliererIn-
nen. Entsprechend hoch fällt der Hegemoniebe-
darf aus, soll die grüne Vision trotz gegenläufiger 
Interessen und Trägheiten Wirklichkeit werden. 
In der Ära Merkel wurde die bereits von Rot-Grün 
nach 1998 gestartete Abkehr vom nuklear-
fossilistischen Energieregime fortgesetzt. Wäh-
rend nach dem Fukushima-Schock von 2011 der 
zwischenzeitlich relativierte Atomausstieg wieder 
verschärft aufgenommen wurde, bremste man 
den Ausbau von Solar- und Windenergie hinge-
gen politisch aus. Im Verkehrs- und Wohnungs-
bereich kam die Energiewende jedoch – gemessen 
an den selbst gesetzten Klimaschutzzielen – nicht 
hinreichend in Gang. Wiederholt unter Druck ge-
setzt wurde die Politik in der Ära Merkel von der 
öffentlichen Meinung, die sich mit großer Mehr-
heit zu grünen Zielen bekannte, ablesbar an hoher 
Zustimmung zum Ausbau erneuerbarer Energien, 
zum Atom- und Kohleausstieg sowie später der 
oft euphorischen Aufnahme der ›Fridays for Fu-
ture‹-Proteste. Auf dieser Seite fremdgestifteter 
Beiträge fällt allerdings die Kluft zwischen Be-
kenntnissen und Praxis ins Auge. Der weitgehend 
konfliktfreien ›Eingrünung‹ der Politik auf der 
Bundesebene entsprachen viele kleinere und 
mittlere Schritte auf Ebene der Länder und Kom-
munen. In der politischen Debatte machte sich in 
den letzten Jahren hingegen eine stark moralisch 
aufgeladene Tonlage bemerkbar – ökologische 
Kritik setzte am Alltagsverhalten der Leute an, 
dabei oft ausblendend, ob die Leute wirklich die 
Wahl haben, aufs Automobil, konventionelles Es-
sen, Flugreisen u. ä. zu verzichten können. Bislang 
fehlte die organisierende Kraft, die zwischen den 
Rahmensetzungen auf der Makroebene und den 
Praktiken des Alltags überbrückend Handlungsfä-
higkeit herstellen konnte, um den ökologischen 
Pfadwechsel praktisch einzuleiten. Hier erfolgten 
auf der selbstgestifteten Seite unterm grünen po-
litischen Gleichgewicht wichtige Weichenstellun-
gen. Je nach Radikalität der gewünschten Abkehr 
vom bisherigen Energie- und Verkehrsregime 
drängte die Politik auf eine stärker zentral (das 
Gewicht der Energiekonzerne nicht antastende) 
oder dezentral (eher auf kommunaler und regio-
naler Ebene, in öffentlicher Hand die Kapazitäten 
ansiedelnde) organisierte Energieversorgung, auf 
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eine verbindlichere oder lose Sektorkopplung mit 
dem Verkehr.  

Im Falle des radikaleren Szenarios würde die 
oben angesprochene Kluft zwischen Bekenntnis-
sen und Alltagspraxis dadurch überbrückt, dass 
die Leute mittels Solaranlagen auf ihren Dächern 
sowie Speichermedien in ihren Kellern, oder aber 
durch Beteiligung an kommunalen Kraftwerken, 
Biogasanlagen oder Windparks selbst Teil der 
Energiewende werden könnten – ›ProsumentIn-
nen‹, die in regionale Netzwerke aus Produzen-
tInnen und KonsumentInnen eingingen. Damit 
verbunden wäre ein neues Verhältnis von regio-
nal basierter Eigen- und Fremd-
Energieversorgung. Die Abkehr von dem/ der un-
politischen, gegen Voraussetzungen und Folgen 
des eigenen Energieverbrauchs ignoranten Ener-
giekonsumentIn als die längste Zeit selbstver-
ständliche Rolle und Anspruchshaltung in der 
Marktgesellschaft würde dann nicht nur durch 
moralisch aufgeladene Appelle angemahnt, son-
dern strukturell untermauert und mit materiellen 
Interessen angereichert. Dieser nicht geringen 
Aufgabe kommen einige fremdgestiftete Entwick-
lungen entgegen. In den Gebieten, in denen die 
Bündnisgrünen wahlpolitisch stark sind – vor al-
lem Groß- und Hochschulstädte und die sie um-
gebenden wachsenden Regionen – sinkt die Affi-
nität zum Auto bei jüngeren Kohorten ohnehin. 
Dass diese allesamt ›digital natives‹ sind, erleich-
tert intersektorale Kopplungen zwischen Energie 
und Verkehr, denn über digitalisierte Systeme 
lassen sich Kapazitätsnutzungen (z. B. bei Carsha-
ring, ÖPNV, Energieverbrauch) leichter planen 
und steuern. Nicht ohne weiteres steuerbar, aber 
doch in Grenzen absehbar ist bei einem Umstieg 
auf einen stärker begrünten Entwicklungspfad 
eine veränderte Nachfrage nach bestimmten 
Kompetenzen und Berufsbildern. Wie Weert 
Canzler hervorhebt, fallen mit den alten, 
›fossilistischen‹ Energiebranchen dortige Jobs 
weg, jedoch entstehen neue Arbeitsplätze grup-
piert um Produktion, Installation, Wartung, Steu-
erung und Vermarktung von Anlagen für erneu-
erbare Energien. Massive Investitionen in den 
Bereichen Verkehr, Wohnen, Ernährung und 
Energie führten dazu, dass bereits vorhandene 
Unternehmen ihre Kapazitäten ausweiten, dass 
neue Unternehmen entstehen und eine ganze Bat-
terie von Berufsbildern (IngenieurInnen, Archi-
tektInnen, VerkehrsplanerInnen, LandwirtInnen, 
LebensmittelherstellerInnen, diverse Hand-
werkszweige) sich durch neue Zielsetzungen und 
Prioritäten grün eingefärbten. Die 
›ProsumerInnen‹ benötigen zudem Softwareent-
wicklerInnen und IngenieurInnen. Zwei wichtige 

Ungewissheiten bleiben, die innere arbeitsteilige 
Kultur und Struktur der neu entstehenden Ge-
schäfts- und Wachstumsfelder betreffend. Denn, 
so wiederum Canzler, ››diese Umbrüche in der 
Beschäftigung passieren an verschiedenen Orten, 
sie sind mit unterschiedlichen Qualifikationen 
verbunden, und sie gehen auch mit gewandelten 
Arbeits- und Unternehmensformen einher‹‹.  

D ie Frage, wel-
che Machtverhältnisse, 
Hierarchien und Ein-
kommensgefälle diese 
Bereiche kennzeichnen 
werden, ist nur politisch 
zu beantworten. Die Ge-
werkschaftsforschung 
unterscheidet für 
Deutschland drei 
›Tarifwelten‹: Erstens 
die Welt hochorgani-
sierter Industrien, wo 
vornehmlich in Groß-
unternehmen durch ho-
hen gewerkschaftlichen 
Organisationsgrad noch 
am ehesten ein prekäres 
Machtgleichgewicht 
zwischen Kapital und 
Arbeit herrscht; zwei-
tens die Welt in erster 
Linie nicht am Markt 
konkurrierender, son-
dern durch öffentliche 
Institutionen oder freie 
Träger angebotenen 
Dienstleistungen, sowie 
drittens die je nach 
Branche weithin von 
›weißen Flecken‹ und 
tariflosen Zonen oder 
Erosion der Tarifbin-
dung gekennzeichnete 
Welt privater Dienst-
leistungen. Mit ihrem 
hohen Anteil selbst-
ständiger Dienstleister, 
hoher Fluktuation in 
den Betrieben, im Ver-
gleich zu altherkömmli-
chen Energiebranchen 
geringerer Regulie-
rungsdichte und dem 
Vordringen der Digita-
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lisierung in ohnehin wenig tradierte Betriebsab-
läufe wachsen erneuerbare Energien, insbesonde-
re wo nicht öffentliche Trägerinnen ihren Ausbau 
steuern, stark innerhalb der dritten ›Tarifwelt‹.  
 

Prägnant zeigen sich Unterschiede zwischen 
dem früheren und möglichen künftigen Gleichge-

wicht anhand der Ideologien, 
d.h. im Universum der Dis-
kurse, Bilder, Symbole und 
Ansprachen, die einerseits 
das gesellschaftlich 
(ökonomisch, politisch, kul-
turell) Existierende, Wün-
schenswerte und Mögliche 
aus- und andererseits den 
Platz der Individuen und Kol-
lektive darin anweisen. Bei 
den selbstgestifteten Beiträ-
gen zum Gleichgewicht fällt 
auf, dass der Übergang vom 
›merkelistischen‹ zum grü-
nen Sozialliberalismus ohne 
allzu große Brüche daher-
kommt. Zwar blockierte die 
Merkel-CDU eine frühere 
Durchsetzung der ›Ehe für 
alle‹ und unterwarf sich der 
CSU beim ›Betreuungsgeld‹, 
aber weder führte sie eine 
Kampagne gegen erstere, 
noch war sie euphorisch bei 
Verabschiedung der letzteren. 
Auch die CDU bejaht aus-
drücklich die ›bunte Republik 
Deutschland‹. Daneben wird 
der grüne Sozialliberalismus 
vielleicht noch selbstbewuss-
ter und energischer, aber 
nicht fundamental anders 
auftreten. Eine wichtige Ge-
meinsamkeit ergibt sich auch 
hinsichtlich der Ansprache, 
die von der dominierenden 
Partei während der Wahl-
kämpfe die Bevölkerung er-
reichen. Die Merkel-CDU war 
spätestens ab 2009 darin be-
rüchtigt, auf ihren Plakaten 
und Filmen mit entpolitisier-
ten Konsens-Motiven an die 
WählerInnen heranzutreten. 
Auf ähnlichen Sohlen laufen 
inzwischen die meisten bünd-
nisgrünen Wahlkämpfe. Un-

terschiede auf ideologischem Terrain erkennen 
wir eher bei den fremdgestifteten Beiträgen. Wie 
oben bereits angesprochen, verdankte sich der 
breite Rückhalt für Angela Merkel einem norma-
tiv schwachen, oft diffusen, zwischen den Unter-
stützerInnen und selbst in seinem Inneren wider-
sprüchlichen Bündel von Beweggründen. Bei den 
Bündnisgrünen hingegen wird die Stimmabgabe 
zunehmend von moralisch stark aufgeladenen 
Motiven getrieben. Das Kreuz bei der Partei be-
deutet für die UnterstützerInnen ein ››gesell-
schaftspolitisches Richtungsvotum‹‹ (Horst 
Kahrs). Ökologie ist zwar einerseits ein Aller-
weltsthema. Andererseits ist Ökologie jedoch ein 
Themenkomplex,  der leichter mit Verteilungs- 
und Regulierungskonflikten in Verbindung zu 
bringen ist. Schließlich zeichnete sich die 
›merkelistische‹ Phase durch ein Fehlen populä-
rer Feindbilder in politischen Alltagsgesprächen 
aus. Unter einem ›grünen Gleichgewicht‹ würden 
bereits etablierte Feindbilder, wie Latte Mac-
chiato-schlürfende grüne Hipster, berufstätige, 
aktive Frauen bzw. ›Rabenmütter‹ und 
›Gutmenschen‹ einerseits, ›Dunkeldeutschland‹, 
›PegidistInnen‹ und noch ausstehende stigmati-
sierende Labels für AfD-UnterstützerInnen ande-
rerseits alltägliche Abgrenzungen prägen. 

INSTITUTIONEN UND KONFLIKTE 

Wichtige Veränderungen zeichnen sich auch auf 
dem Gebiet der Institutionen ab. Sowohl zu 
›merkelistischen‹ Zeiten und selbst noch wäh-
rend des Interregnums haben wir uns an deren 
geräuschloses Arbeiten ›gewöhnt‹. Kompromisse 
wurden vor allem ›hinter den Kulissen‹ ausgear-
beitet und dann als fertig geschnürte Pakete den 
MandatsträgerInnen und der Öffentlichkeit vor-
gesetzt. Wichtige Richtungsentscheidungen 
(zweiter Atomausstieg, Kohle-Ausstieg) ebenso 
wie Strukturprobleme (Integration, gleichwertige 
Lebensverhältnisse, Generationenvertrag) wur-
den in Arbeitsgruppen und Kommissionen ausge-
lagert, ohne immer lagerübergreifenden Kompro-
misse und eine entpolitisierende Befriedung der 
Themen zu erreichen.  

A ls Gegentendenz erleben wir bereits 
jetzt eine Politisierung von Institutionen, die ei-
gentlich einen bürokratisch-ausführenden Cha-
rakter haben. Institutionen werden zwischen AfD 
und Bündnisgrünen in einer polarisierten politi-
schen Kultur zu Ansatzpunkt und Zielscheibe 
vom Empörung, nicht obwohl, sondern gerade 

https://www.bpb.de/apuz/246429/mit-angezogener-handbremse-zum-stand-der-energiewende?p=all
https://www.bpb.de/apuz/246429/mit-angezogener-handbremse-zum-stand-der-energiewende?p=all
http://www.horstkahrs.de/wp-content/uploads/2018/11/2018-11-29-R%C3%BCckblick-LTW.pdf
http://www.horstkahrs.de/wp-content/uploads/2018/11/2018-11-29-R%C3%BCckblick-LTW.pdf
http://www.horstkahrs.de/wp-content/uploads/2018/11/2018-11-29-R%C3%BCckblick-LTW.pdf


74 

www.grenzgaengerin.eu 

weil sie eigentlich die Reputation überparteili-
cher, nichtpolitischer Organe haben. So gesche-
hen beim Bremer BAMF-Skandal Anfang 2018. 
Zwar stellte sich am Ende heraus, dass 99,3% der 
ausgestellten Asylbescheide der Außenstelle des 
Bundesamts für Migration und Flüchtlinge kor-
rekt waren, doch zwischenzeitlich hatte sich der 
Vorfall durch Aufsehen erheischende Medienbe-
richterstattung, Forderungen nach einem parla-
mentarischen Untersuchungsausschuss und Ein-
greifen des Innenministers zum bundesweiten 
Aufreger-Thema entwickelt. Im wachsenden 
Misstrauen gegen Institutionen, die wie das 
BAMF oder das Robert Koch-Institut während 
der Corona-Pandemie sensible Themenbereiche 
betreuen, konkretisiert sich die politische Polari-
sierung nicht bloß als Konflikt um Werte und Op-
tionen, sondern darum, wem zugesprochen wird, 
die handlungsleitende Wahrheit auszusprechen. 
Etablieren sich die Bündnisgrünen als dominie-
rende politische Kraft, ist deswegen mit einer 
Daueranklage radikal rechter Kräfte gegen den 
angeblich ›tiefen‹ und ›links-grün-versifften‹ 
Staat zu rechnen, dessen Prognosen, Projektio-
nen, Statistiken, Hintergrundarbeit und Ver-
öffentlichungen man keinerlei Vertrauenskredit 
gewährt. Zu rechnen ist (zumal nach Corona) 
auch mit weiterer Verbreitung ›alternativer‹, 
sprich rechter und Verschwörungsmythen ver-
breitender Medien, die über digitale Endgeräte 
leichter zugänglich sind. Der öffentlich-rechtliche 
Rundfunk hingegen könnte unter weiteren Be-
schuss geraten. Und man wird damit rechnen 
können, dass die grünen StaatenlenkerInnen den 
Fehdehandschuh gerne aufnehmen, bietet er 
doch die kostenlose Gelegenheit, sich jenseits 
kleinteiligen politisch Streits als VerteidigerIn-
nen der freiheitlich-rechtsstaatlichen Ordnung 
darzubieten. Auf Seite der fremdgestifteten Bei-
träge werden die Verwundbarkeiten eines neuen 
Gleichgewichts noch deutlicher. In der vergange-
nen Periode zeigte sich politisches Störpotential, 
das die Institutionen tangierte, oftmals an Verfas-
sungsklagen. Die wichtigsten Klagen kreisten um 
vom Alltagsleben als entfernt empfundene Anlie-
gen wie die Eurokrise, Überwachungsgesetze oder 
das Wahlrecht. Bedrohungen und Aushöhlungs-
versuche gegen die Institutionen kamen eher ›von 
oben‹.  

Wenn aktuelle Entwicklungen fortgeschrieben 
werden, kommen Besorgnis erregende Bedrohun-
gen institutioneller Grundlagen von Rechtsstaat 
und Demokratie jetzt eher ›von unten‹, bspw. 
durch die Drohungen gegen kommunale Amts- 
und MandatsträgerInnen. Die Verrohung im radi-

kal rechten und rechtsbürgerlichen Spektrum 
wird sich voraussichtlich umso häufiger und ent-
hemmter an den Institutionen abarbeiten, wie 
diese eine sozialstrukturell, herkunftsbezogen 
und kulturell ›bunte Republik Deutschland‹ im-
mer selbstverständlicher abbilden. Störpotential 
durch politisierte Klagen ist auch künftig zu er-
warten. Dem Anschein nach ist dort damit zu 
rechnen, wo – wie in den Bereichen Verkehr, 
Energie und Wohnen – sich Problemdruck all-
tagsnah verdichtet. In diese Richtung gehen die 
Klagen der Deutschen Umwelthilfe, diejenigen 
gegen den Berliner ›Mietendeckel‹, Klagen gegen 
Windräder oder Oberleitungen. Der Klageweg ist 
dort attraktiv, weil in diesen Fällen der großen An-
zahl NutznießerInnen von Regulierung 
(MieterInnen, Nicht-Diesel-NutzerInnen, Strom-
rechnungszahlerInnen) eine deutlich kleinere An-
zahl von Belasteten gegenübersteht 
(VermieterInnen, Diesel-NutzerInnen, AnwohnerIn-
nen), denen dieser politische Zugangskanal mehr 
Erfolg selbst gegen Mehrheitsentscheidungen ver-
spricht. Eine nicht weniger bedeutende Gegenbewe-
gung könnte allerdings durch Volksabstimmungen 
erfolgen, die wiederum von den Regierungsparteien 
vernachlässigte oder nicht wahrgenommene Mehr-
heiten unhintergehbar Wirklichkeit werden lassen.  
 

D ass die Zeiten geräuschloser institutio-
neller Routine vorbei sind, fügt sich in das wahr-
scheinliche Bild künftiger politischer Konflikte. 
Zu den wichtigsten selbstgestifteten Erfolgen An-
gela Merkels gehörte es, nahezu sämtliche Fragen 
der europäischen und internationalen Politik un-
terhalb der Konfliktschwelle zu bearbeiten. Zwar 
wurden die vor ihrer Amtszeit eingegangenen 
Einsätze etwa in Afghanistan nicht beendet, aber 
weitere konfliktträchtige Engagements bestmög-
lich vermieden, wie die Enthaltung Deutschlands 
im UN-Sicherheitsrat bei der Flugverbotszone in 
Libyen dokumentierte. Der Lissabon-Vertrag 
wurde innerdeutsch kein großes Thema und 
selbst an Merkels Eurokrisen-Management biss 
sich die Bernd Lucke-AfD die Zähne aus. Auch auf 
etliche andere, lange kontroverse Bereiche 
(Atompolitik, Studiengebühren, Gleichstellung, 
Einwanderungsgesellschaft, ›schwarze Null‹) 
hatte sich die politische Konsens-Zone ausgewei-
tet.  

Demgegenüber hat sich seitdem eine asym-
metrische Politisierung der europäischen und in-
ternationalen Politik durchgesetzt, die sich in ei-
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ner ›grünen‹ Gleichgewichtskonstellation wahr-
scheinlich fortschreiben wird. Asymmetrisch ist 
sie, weil einerseits die Europäische Union oder die 
Selbstbeschreibung Deutschlands als weltoffen 
und hilfsbereit jeweils wahlkampf-relevante, mo-
bilisierungsfähige Projektionsflächen geworden 
sind. Als solche werden sie gerade von Bündnis 
90/Die Grünen gerne genutzt, passen sie sich 
doch kongenial in ihre diffuse Feel-Good-
Ansprache ein. Andererseits aber sind und blei-
ben die allermeisten WählerInnen, die aus einem 
globalen und diffusen Europa- und Humanitäts-
ideal die Bündnisgrünen ankreuzen, größtenteils 
im Dunkeln über die Politik, die auf diesen Ebe-
nen tatsächlich betrieben wird und die sich oft 
wenig mit dem gerne verbreiteten Image einer 
humanitären, zivilen und sozialen Macht Europa 
verträgt. Auch innenpolitisch werden wir im ak-
tuellen Interregnum ZeugInnen einer Ausweitung 
und Intensivierung politischer Kampfzonen. Die 
Einwanderungsgesellschaft ist bei einer komfor-
tablen Mehrheit in Deutschland akzeptiert, gilt 
aber einer kleinen, wie verbissenen und lauten 
Sperrminorität als Grundübel unserer Zeit. Dieser 
Klientel sprach Horst Seehofers Bild von Migrati-
on als ››Mutter aller Probleme‹‹ aus dem Herzen. 
Der Klimawandel gilt einer Mehrheit als wichtigs-
te Herausforderung, aber eine mobilisierbare 
Minderheit möchte weder von der Diagnose, noch 
von den Lösungsversuchen etwas wissen. Auf an-
deren Politikfeldern haben sich noch keine stabi-
len Gefechtsanordnungen herausgebildet. Für ein 
anhaltend höheres Konfliktniveau sprechen die 
fremdgestifteten Beiträge. Unterm Merkelismus 
erregten Aufmerksamkeit eher punktuelle Mobi-
lisierungen, deren Ausstrahlung wieder verflog, 
wie bei Stuttgart 21, ›Demo für alle‹, 
›Bildungsstreik‹ u. a. Im Allgemeinen war die 
Aufmerksamkeit für Politikinhalte gering, selbst 
bei denjenigen, die einen selber betrafen. Die 
Öffentlichkeit blieb auch weitgehend unberührt 
davon, wie Deutschland von seiner Position in der 
internationalen und europäischen Arbeitsteilung 
profitierte, neben den angesprochenen Zinser-
sparnissen u. a. durch die Einwanderung von Ar-
beitskräften im Gesundheits- und Sorge-Bereich, 
deren Ausbildung die Herkunftsländer bezahlt 
hatten und die zuhause Lücken hinterließen.  

Hingegen erlebten wir vor der Corona-
Pandemie eine Polarisierung der Öffentlichkeit 
zwischen den Polen ›grün‹ und ›blau‹ und ein 
Wiederaufleben von Bewegungen ums Grund-
sätzliche. Die AfD wird, sofern sie ihren Sinkflug 
in Umfragen während der Corona-Pandemie und 
die heftigen inneren Auseinandersetzungen um 
Björn Höckes ›Flügel‹-Strömung sowie den zeit-

weisen Ausschluss von Höckes Mitstreiter Andre-
as Kalbitz überlebt, womöglich ein neues Tätig-
keitsfeld finden. Der stockende Ausbau erneuer-
barer Energien ist am Ende der Ära Merkel in ei-
ner Patt-Situation geendet wie die Atomkraft in 
den 1980er Jahren: Es gibt kein deutliches Vor-
wärts mehr, aber auch kein Zurück. Traut sich die 
grün dominierte Politik, den Ausbau zu forcieren, 
wird die AfD versuchen, BündnispartnerInnen 
unter all denjenigen zu finden, die bei der Abkehr 
von den fossilistischen, zentralistischen Aspekten 
des derzeitigen sozio-ökonomischen Entwick-
lungspfades etwas zu verlieren haben – Auto-
LiebhaberInnen, WindkraftgegnerInnen, Be-
schäftigte bislang dominierender Energieunter-
nehmen, AnwohnerInnen usw. Das größte Kon-
fliktpotential erwüchse aber wahrscheinlich dar-
aus, wenn die bündnisgrüne Politik ihren selbst-
erklärten Ansprüchen folgend die Ungleichheiten 
in der Arbeitsteilung innerhalb der Haushalte, 
zwischen den wirtschaftlichen Sektoren und den 
Ländern anginge. Auf die Verhältnisse in den Pri-
vathaushalten zielte eine Politik, das Ende patri-
archaler Selbstverständlichkeiten zu ermutigen. 
Wie diese nach wie vor das Innenleben der Fami-
lien regieren, dazu boten Aufgabenteilungen von 
Eltern im Corona-Shutdown hinreichend An-
schauungsmaterial, blieb doch ein Großteil der 
Abstimmungs- Versorgungs- und Beschulungsar-
beit an den Müttern hängen. Die grüne Politik 
müsste allerdings gegen solche Verhältnisse ange-
hen, in denen die Gratisleistungen und Selbstauf-
opferung der Frauen von diesen oft selbst unhin-
terfragt erbracht und ihren Partnern erwartet 
werden. Dieser hegemoniepolitische Kern ge-
schlechtsspezifischer Arbeitsteilung betrifft die 
Leute in ihrem innersten Selbstverständnis, das 
für sie gemeinhin außerhalb aller Politik steht. 
Dementsprechend heftig sind oft die Reaktionen, 
wenn solche Selbstverständlichkeiten infrage ge-
stellt werden. Hat sich die weibliche Arbeitskraft 
von patriarchalem Zugriff und selbstverständli-
cher Selbstaufopferung befreit, muss mit knapper 
gewordenen Energien und Ressourcen gehaushal-
tet werden. Es würde unvermeidlich interperso-
nale Aushandlungsprozesse und Tauschverhält-
nisse verändern. Zwischen den Sektoren könnten 
die Ungleichheiten wahrscheinlich nur abgebaut 
werden durch deutliche tarifliche Aufwertungs-
runden zugunsten bislang mehrheitlich 
›weiblich‹ konnotierter Berufe, deren 
›Systemrelevanz‹ während der Corona-Pandemie 
für alle Augen vorgeführt wurde. Vielleicht würde 
es – wie in anderen Ländern bereits der Fall – zur 
weithin anerkannten Staatsaufgabe, die Sorgear-
beit noch mehr als bisher aus den Privathaushal-
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ten auszulagern, zu professionalisieren und zu-
nehmend besser zu qualifizieren.  

Davon zu erwarten ist eher eine Zunahme der 
Konflikte – um das Tauschverhältnis in den 
Haushalten, die Steuer- oder Abgabefinanzierung 
der Sorgearbeit, deren Organisierung, aber vor 
allem um das Selbstbild einer Gesellschaft, die 
sich gerade durch ›Vergesellschaftung‹ der Sorge 
Raum für zwangfreiere Intimitätsräume schafft. 
Die verklärte, patriarchal-autoritäre Familie mag 
nicht Keimzelle der Gesellschaft sein, sie ist es in 
jedem Fall für den radikalen, sich faschisieren-
den Rechtspopulismus. Dementsprechend lei-
denschaftlich, weil den innersten Kern ihres Be-
sitzstandes verteidigend, wird man sich die Op-
position der AfD dagegen vorstellen müssen. 
Durch die Politisierung der Sorge-Arbeit fiele 
auch der EinwanderInnen-Anteil in diesem Sek-
tor stärker ins Blickfeld. Ob allerdings die tat-
sächliche Problemlösungsfähigkeit der Politik im 
Gleichschritt mit der Politisierung zugenommen 
hat, hinreichend genug, um die angedeuteten ra-
dikalen Schritte wirklich gehen zu können, daran 
ist zu zweifeln. Denn der dominierende, von der 
Geschwindigkeit heutiger Medien geprägte Mo-
dus politischer Einmischung wird von den wie-
derkehrenden, stark moralisch aufgeladenen, 
selten konstruktiven Erregungszyklen geprägt 
und lässt selten die nötige Zeit für sachgerechte 
demokratische Aushandlungen.  

STÄRKEN UND SCHWÄCHEN DER BÜND-

NISGRÜNEN IN DER NEUEN KONSTELLA-

TION 

Schließlich fällt unser Blick auf den Angelpunkt 
des vergangenen und des wahrscheinlichen neu-
en Gleichgewichts, die Parteien. So wenig es die 
CDU unter dem Eindruck neoliberaler Dominanz 
wahrhaben wollte, so entsprach Angela Merkels 
Methode doch in vielem dem, was das Lehrbuch 
über Muster christdemokratischer Politik sagt: 
Statt Frontalangriffen auf die politische Konkur-
renz dominierten Praktiken der Abstimmung, 
der Versöhnung und präsidialer Schiedsrichter-
sprüche. Gehandhabt wurde dies auf Grundlage 
einer zunehmend gesellschaftlich entwurzelten 
und inhaltlich verblassenden Volkspartei, die 
sich allerdings bei der Hauptkonkurrentin SPD 
einer ebensolchen gegenübersah.  

Zu den selbstgestifteten Beiträgen zum 
Gleichgewicht gehörte auch die weitgehende in-
nere Ruhigstellung der Volksparteien. Die CDU 
blieb ruhig, solange Merkel die Pole-Position bei 
Bundestagswahlen und dem Kanzleramt garan-

tierte. Die rechtssozialdemokratisch dominierte 
SPD fand sich durch Merkels gekonnte 
›Triangulation‹ beständig politisch ausma-
növriert. Ihrerseits versuchte die sozialdemokra-
tische Parteilinke zu keinem Zeitpunkt ernsthaft, 
das innerparteiliche Kräfteverhältnis infrage zu 
stellen. Hingegen können wir noch nicht wissen, 
wie sich die inner- und zwischenparteilichen 
Verhältnisse unter einem neuen, ›grünen‹ 
Gleichgewicht darstellen. Wie die bunten Kons-
tellationen an Landesregierungen mit ihrer Be-
teiligung zeigen, sind die Grünen als selbsterklär-
te ›Bündnispartei‹ mit Ausnahme der AfD offen 
für alle politischen Farbenspiele. Allerdings ist 
damit zu rechnen, dass dies auch wachsendes in-
ternes Konfliktpotential für Bündnis 90/Die Grü-
nen mit sich bringt. Aus unterschiedlichen Bünd-
niskonstellationen können sich innerhalb der 
Partei entsprechend richtungspolitische Neigun-
gen entwickeln, wenn sie ihnen nicht (wie in Ber-
lin und Bremen im Gegensatz zu Baden-
Württemberg und Hessen) bereits zugrunde lie-
gen. Auf Seiten fremdgestifteter Beiträge fällt ei-
ne wichtige Ähnlichkeit auf: Der politische 
›Teflon-Mantel‹ der Bundeskanzlerin machte sie 
lange gegen fast alle erdenklichen Angriffe un-
verwundbar. Das war nicht alleine Merkels ge-
schickter Inszenierung ihrer eigenen Gelassen-
heit geschuldet, sondern entsprach auch einem 
Bedürfnis der WählerInnenschaft, sie als Ruhe-
pol sehen zu wollen. Seine Grenze fand dieses 
Image darin, keinen Spillover von Merkels 
Beliebtheit auf ihre Partei, insbesondere nicht auf 
deren untere Gliederungen, garantieren zu kön-
nen. Auf Landesebene, kommunaler Ebene und 
europäischer Ebene kämpfte die CDU zwar im 
Schatten Merkels, aber ohne ihren Zauber. Dem 
gleichen die Bündnisgrünen insofern, als man 
eine beachtliche Gleichgültigkeit grüner Wähle-
rInnen gegenüber der tatsächlichen Regierungs-
performance ihrer bevorzugten Partei registrie-
ren muss. Auch weitgehende Konzessionen in 
Landesregierungen beim Flughafenausbau, enger 
Tuchfühlung mit der Automobilindustrie oder 
Durchführung von Abschiebungen werden er-
staunlich geräuschlos hingenommen.  

D ie grüne Erfolgsserie findet bei Wah-
len dort eine Grenze, wo aufgrund der landespo-
litischen Kräfteverhältnisse die Stimmabgabe für 
mehr Klimaschutz und das Motiv, eine AfD als 
Wahlgewinnerin zu verhindern, nicht (mehr) 
übereinstimmen. Dann wurde das Kreuz doch bei 
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der CDU (Sachsen), der SPD (Brandenburg) oder 
der LINKEN (in Thüringen) gemacht. Wie der 
coronabedingte Umfragen-Abschwung im Früh-
jahr 2020 unterstrich, ist der wunde Punkt grüner 
Wahlerfolge somit mindestens ein doppelter. Er 
bleibt nicht nur auf die kongruente Anordnung 
von Anti-AfD- und Klimathema angewiesen, son-
dern auch auf eine Sozial- und Erwartungsstruk-
tur, in der die grüne Ansprache auf Resonanz 
stößt. Subtrahierte man die grünen Stimmen aus 
Wachstumsregionen und urbanen Zentren, bliebe 
nur eine schmale Basis übrig. In den neuen Bun-
desländern wäre die Partei ohne diese Milieu-
Feuchtbiotope grüner Politik bislang nicht über-
lebensfähig.  

SCHLUSS 

Ähnlich wie die ›merkelistische‹, so hätte auch 
eine erfolgreiche grüne Konjunktur wichtige öko-
nomische Voraussetzungen. Es ist derzeit unklar, 
ob diese erreicht und stabilisiert werden können. 
Einige politisch verwundbare Randbedingungen 
für einen ökologischeren Akkumulationspfad ei-
ner industriekapitalistischen BRD sind bereits 
angeklungen. Angela Merkel erbte nach den wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten der zweiten 
Schröder-Amtszeit ein günstiges Umfeld. Ob 
Ähnliches den Bündnisgrünen zuteil wird, hängt 
u. a. an weltwirtschaftlichen Entwicklungen. Eine 
Eskalation aggressiver ›Handelskriege‹, eine Ver-
schlimmerung des neuen ›Kalten Krieges‹ und 
weiterer geopolitischer Konfliktherde könnten 
den grünen Wachstumspfad gefährden. Schon 
jetzt ist allerdings klar, dass die hinreichenden 
Voraussetzungen für eine grün geprägte Kon-
junktur andere sind als unterm Merkelismus. 
›Grün‹ ist keine unangreifbare, über allem Streit 
präsidierende Instanz, sondern ein Pol in der ge-
genwärtigen Polarisierung. Zynisch gesprochen 
ist eine stabilisierte AfD wahlpolitisch das Beste, 
was den Bündnisgrünen passieren kann. Die Ab-
grenzung zu einer sich radikalisierenden AfD er-
laubt eine nahezu anstrengungslose grüne Profi-
lierung als Garantin der ›bunten Republik 
Deutschland‹. 

Abschließend möchte ich zwei Fragen anspre-
chen, auf die ich selbst noch keine Antwort weiß. 
Sie betreffen unterschiedliche Zukünfte. Der ers-
ten Frage liegt die Vermutung zugrunde, dass die 
Partei der Bündnisgrünen nicht ebenso schnell an 
organisatorischer Stärke wie an Mandaten auf 
allen politischen Ebenen gewinnt. Die zweite Fra-
ge unterstellt im Gegenteil, dass Bündnis 90/Die 
Grünen zumindest annähernd ›volksparteiliche‹ 
organisatorische Stärke und Resonanz durch alle 

Bereiche der Sozialstruktur erreichen kann. Im 
erstgenannten Fall wäre die Partei neben ihren 
bekannten landespolitischen Größen vor allem 
eine Wahlkampforganisation, ein Label, auf das 
die Erwartungen der WählerInnen gerichtet wer-
den. Unterhalb dieser Fassade allerdings wäre die 
grüne Partei dann vor allem eine Clearing-Stelle 
für die unterschiedlichen, immer häufiger auch 
konfliktträchtig auseinander driftenden Orientie-
rungen grüner MinisterpräsidentInnen, (Ober-)
BürgermeisterInnen, LandrätInnen, Mandatsträ-
gerInnen sowie Landes- und BundesministerIn-
nen. Der Großteil politischer Energie, materieller 
und symbolischer Ressourcen einer nach wie vor 
(im Vergleich etwa zu CDU, CSU und SPD) 
schwach ausgestatteten Partei müsste darauf ver-
wendet werden, das Image harmonisch-
freundlicher grüner Parteikultur aufrechtzuer-
halten, das am Ende der Ära Merkel wichtigen 
Anteil an der gewachsenen Attraktivität der 
Bündnisgrünen für neue WählerInnen und Mit-
glieder hat.  

I m zweiten, entgegengesetzten Fall würde es 
den Bündnisgrünen gelingen, sich auf 
›volksparteiliche‹ Größe zu erweitern. Dann aber 
bestünde die Frage darin, ob analog zur Geschich-
te von Christdemokratie und Sozialdemokratie 
auch die grüne Volkspartei mit einem ihr spezifi-
schen ›Dilemma‹ konfrontiert wird. Laut Adam 
Przeworski und John Sprague bestand das sozial-
demokratische Dilemma darin, auf der einen Sei-
te UnterstützerInnen außerhalb der ArbeiterIn-
nenschaft finden zu müssen, auf der anderen Sei-
te aber durch Verwässerung ihrer Anrufung der 
Menschen als ›ArbeiterInnen‹ womöglich die 
Deutungshoheit über die Interessen ihrer Kern-
klientel zu verlieren. Spiegelbildlich war es Kees 
van Kersbergen zufolge gerade die Stärke der 
Christdemokratie, ein zur Klassengesellschaft 
›quer liegendes‹ Gesellschaftsbild zu propagieren 
und die Menschen mit Botschaften von Kompro-
miss und Versöhnung anzurufen. Verwundbar 
war die Christdemokratie immer dann, wenn sie 
nicht mehr glaubhaft den Schiedsrichter stellen 
konnte, weil eine Konfliktpartei sich von kon-
frontativer Interessendurchsetzung mehr ver-
sprach oder ›Versöhnung‹ allzu leicht als privile-
gierte Besitzstandswahrung entlarvt werden 
konnte. Vielleicht könnte ein ›grünes‹ Dilemma 
sich so darstellen, dass die Aufwendungs- und 
Anpassungskosten, die bei Start und Konsolidie-
rung eines ›begrünten‹ Entwicklungspfades ent-
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stehen, ihre Klientelen erheblich ungleich treffen. 
Die grüne Einheit würde unter Stress gesetzt, 
wenn je nach regionaler, lokaler und sozialstruk-
tureller Lage hier der Ruf nach Umverteilung nach 
unten und von dort nach oben erschallt; wenn die 
Indifferenz grüner WählerInnen gegenüber den 
tatsächlichen Politikergebnissen endet, weil poli-
tisch bewirkte Beeinträchtigungen auch in den 
Kernbereichen des Alltags (Arbeitsplätze, Infra-
struktur, Gebührenbelastung) den Bündnisgrünen 
als dominierender Kraft zugerechnet werden. Bei-
de Szenarien sind letztlich ein Praxistext für die 
Hegemoniefähigkeit grüner (Partei-)Politik. 

CORONA-NACHWORT 

Mein unausgesprochenes Anliegen, diese Interreg-
nums-Analyse zu entwerfen, war auch, eine alter-
native Deutung derzeitiger politischer Konstellati-
onen gegen modische zeitdiagnostische Soziolo-
gien zu liefern. An diesen stört mich grundsätz-
lich, dass ihr Erklärungsschema zu simpel ist, sie 
oft im Grunde nur in eine Fachsprache übersetzte 
Laiendeutung wiederholen und zu vereinfachen-
den Erosions- und Verfallsbeschreibungen neigen. 
Bei den Erzählungen der Digital-, Daten-, Zorn-, 
Risiko-, Erlebnis-Gesellschaft bleibt nicht nur der 
Anteil der Politik an den Ursachen gesellschafts-
politischen Strukturwandels auf der Strecke, son-
dern auch an den Veränderungen politischer 
Handlungsfähigkeit, wenn die neue Normalität 
sich erst einmal konsolidiert hat und ihre Kontu-
ren, Abhängigkeiten und Verletzlichkeiten deut-
lich geworden sind.  

Nun hat für mein Anliegen Corona das sehr 
ambivalente Verdienst, die meisten der o. g. Diag-
nosen in ihren Kategorien, Betonungen und 
Schlussfolgerungen radikaler widerlegt und diese 
Widerlegung vorgeführt zu haben, als es jede theo-
retisch informierte Deutung jemals vermocht hät-
te. Die spontan aus den Bevölkerungen sich entwi-
ckelnden Zuschreibungen von Vertrauen (››diese 
Partei handelt in meinem Interesse, wird mich 
nicht verraten”) und Zutrauen (››diese Partei kann 
das Wichtigste in meinem Sinne durchsetzen oder 
zumindest das mögliche Schlimmste verhindern”) 
an Parteien, ExpertInnen und Institutionen im 
Lauf der Corona-Krise ließen sich aus keinerlei 
soziologischen Makro-Trends ableiten. Im Gegen-
teil schienen sie sich sogar gegen Vorhersagen sol-
cher Trends zu manifestieren: Gestärkt wurden in 
Deutschland und allerorts die Regierungsparteien, 
sofern ihnen ein gutes Management der Pandemie 
attestiert wurde. Es wäre zu einfach, daraus einen 
vorübergehenden Rückwärtsgang auf einer 
›Bedürfnisskala‹ zu sehen, bei dem die Gesell-

schaft von Orientie-
rung auf 
›postmaterielle‹ 
Selbstverwirkli-
chungswerte wieder 
auf harte materielle 
Sicherheitswerte 
zurückgeworfen 
wird. Zum einen, 
weil die Parteifarbe 
nicht das entschei-
dende Kriterium ge-
wesen zu sein 
scheint, nachdem das Vorschusskapital an Ver-
trauen und Zutrauen von den Bevölkerungen auf-
gebaut wurde, sondern der Grad, zu dem die Er-
wartung an die Autoritätsrolle erfüllt werden 
konnte. Weiterhin, weil die Pandemie viele Proble-
me verschärfte, die auch ohne sie bereits die Ge-
sellschaft plagten, aber nochmals deutlicher ins 
Bewusstsein gerückt wurden: geschlechtsspezifi-
sche Arbeitsteilung in den Haushalten, zwischen 
den und innerhalb der Berufe und gesellschaftli-
chen Sektoren; Einsamkeit in einer Welt, die über 
soziale Medien immer mehr Kontakte über immer 
weitere Entfernungen ermöglicht; wirtschaftliche 
Probleme und Existenzkämpfe im Einzelhandel, 
bei Gastronomen und Publikumskunst; Gelegen-
heiten und Bereitschaft zum Misstrauen gegen-
über öffentlichen Instanzen, von begründbarer 
Vorsicht und Skepsis bis hin zu aggressiv vorge-
tragenen Unterstellungen und paranoiden Ver-
schwörungsmythen. Solche Zustände, Praktiken, 
Bewältigungsstrategien und Suchbewegungen las-
sen sich auf keiner Bedürfnishierarchie abbilden. 
Sie sprengen jedes Schema von Haupt- und Ne-
benwiderspruch, von Sortierung nach 
›kommunitaristischen‹ Heimatliebenden und 
›kosmopolitischen‹ Liberalen.  

W enn Corona also tragende Annah-
men vieler soziologischer Gegenwartsbeschrei-
bungen unserer Tage zu Fall bringt, so wendet die 
Wucht der politischen, insbesondere parteipoliti-
schen Folgen der Pandemie die Beweislast gegen 
meinen Essay: ››Ist das jetzt noch relevant?”, 
könnte sich eine Leserin mit guten Gründen fra-
gen, die im FAZ-Leitartikel von Eckart Lohse vom 
18. Mai 2020 liest: »Tatsächlich ist es jedoch von 
fundamentaler Bedeutung, wer die Union in gut 
einem Jahr in den Bundestagswahlkampf führt. 
Denn nachdem die Kanzlerträume der Grünen für 
den Moment ausgeträumt sind, hat der Kandidat 
der Unionsparteien die besten Aussichten, Kanzler 
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Landschaft für wahrscheinlich, aber eben nicht 
aus irgendeinem soziologischen Makrotrend her-
aus für unvermeidlich und unaufhaltsam gehal-
ten hat. Selbst wenn nur coronabedingt, könnte 
ein Wahlsieg der Union 2021 dazu führen, dass 
das Kanzlerprestige die Partei über mehrere Le-
gislaturperioden in dominanter Position hält. 
Der Merkelismus erwuchs schließlich aus einem 
für damalige Verhältnisse schlechten Wahler-
gebnis der Union, aus einer Großen Koalition, die 
alles andere als eine Wunschkonstellation beider 
Beteiligter darstellte, und wurde konsolidiert in 
der schwarz-gelben Koalition, die beinahe vom 
ersten Tag an von innerem Streit und bald von 
Zerfallserscheinungen geplagt war. Aber wenn 
die Union von Corona mittelfristig in eine domi-
nante Position zurückgespült werden könnte, so 
bleiben doch Themen und gesellschaftliche Reso-
nanzkörper wirksam, die oben als Triebkräfte 
und Stützen eines grün dominierten politischen 
Gleichgewichtszustandes diskutiert wurden. So 
wurden etwa die klimapolitischen Fragen durch 
Corona pausiert, jedoch keineswegs erledigt. 
Auch unterm Merkelismus kamen inhaltliche 
Impulse der Regierungsarbeit, sofern sie denn 
wahrnehmbar waren, zumeist von der SPD, sel-
ten von der Union. Es spricht Vieles dafür, dass 
dies in einer schwarz-grünen Konstellation 
ähnlich wäre, d.h. die Bündnisgrünen könn-
ten, obwohl nicht an der Wahlurne stärkste 
Kraft, so doch trotzdem zum entscheidenden 
Faktor für die Richtung der politischen Ent-
wicklung werden. Wollten die Unionsparteien 
ihren eingestrichenen Corona-Aufwind erhalten, 
müssten sie auch mittel- und längerfristig den 
Bündnisgrünen den Wind aus den Segeln neh-
men. Allerdings ist es ohnehin zu früh, um mit 
großem Selbstvertrauen hierzu Projektio-
nen und Prognosen auszugeben. 
Während ich diese Zeilen 
schreibe, wird spekuliert 
über eine ›zweite Welle‹ der 
Corona-Pandemie im 

Herbst 2020, finden seit einem Monat am Wo-
chenende in vielen Städten Corona-Demos statt, 
führen ÖkonomInnen bereits den Streit über ge-
eignete weitere Corona-Hilfspakete und über die 
Frage, ob und wie die Rechnung hierfür zu be-
zahlen sein wird. Nicht wahrscheinlich, aber 
doch möglich wäre sogar eine Wiederbelebung 
klassischer Verteilungsfragen im Lichte der 
Corona-Rechnung, durch die eine genuin fort-
schrittliche, sozial-ökologische Kraft auf den 
Plan gerufen werden könnte. Die Soziologie der 
Krisen und gesellschaftlicher Umbrüche betont, 
dass in solchen Zeiten Entscheidungen und 
Handlungen weitreichendere und länger wirken-
de, weil leichter den gesellschaftlichen Entwick-
lungspfad prägende Folgen haben als in Perioden 
der Routine. Unter Corona gilt dies noch mehr als 
sonst, weil zur Bewältigung der Pandemie der 
Politik Kooperation, Hinnahmebereitschaft, Ver-
trauen und Zutrauen aus der Bevölkerung mehr 
als bei jeder anderen Krise gewährt wurde. Wel-
che politischen Farben die neue Normalität nach 
Corona prägen, entscheiden nicht soziologische 
Makro-Trends, die sich hinter unserem Rücken 
vollziehen, sondern auch und gerade die politi-
schen Auseinandersetzungen vor aller Augen. 


